
G7-Proteste  –  eine  nüchterne
Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und
zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
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Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von
verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,
erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von
einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp



300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen
Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die
Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu
organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt



eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach
rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von
2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster
Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im



Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den
Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des
Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,
„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden
Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele



während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,
dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in
kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch
schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere
Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und



chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen
Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive
Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.

Der  Erste  Mai  2021:  Die
klassenkämpferische  und
revolutionäre  Linke  muss  ihre
Chance ergreifen!
Gemeinsamer  Auswertungsartikel  von  REVOLUTION  und  Gruppe
ArbeiterInnenmacht

Der Erste Mai 2021 könnte der Auftakt zu einem Game Changer für die
radikale, klassenpolitische, migrantische und internationalistische Linke in
Deutschland  werden.  In  vielen  Städten  schlossen  sich  Tausende
klassenkämpferischen und revolutionären Demonstrationen und Blöcken bei
den  Gewerkschaftsdemos  an.  Noch  weit  mehr  beteiligten  sich  an
Kundgebungen,  Fahrradkorsos  und  anderen  vielfältigen  Aktionen  gegen
Mietwucher und Umweltzerstörung. Den bundesweiten Höhepunkt des Tages
bildete zweifellos die Berliner revolutionäre Erster-Mai-Demonstration mit
25.000 TeilnehmerInnen.
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Trotz Einschüchterungen und medialer Hetze, trotz Provokationen und
brutaler Angriffe, trotz einer geplanten und gezielten gewaltsamen
Auflösung der Demonstration durch die Polizei stellt sie einen
politischen Erfolg nicht nur des Bündnisses, sondern für die gesamte
radikale, klassenkämpferische und internationalistische Linke dar.

1. Breite Mobilisierung
Erstens mobilisierte die Demonstration gut 25.000 Menschen, die dem
Ruf nach Einheit im Kampf gefolgt sind. Die Rednerinnen und Redner sowie
Sprechchöre  brachten  immer  wieder  eines  zum  Ausdruck:  Ob  im
Krankenhaus
oder in der Autofabrik, ob in der Geflüchtetenunterkunft oder im
Jobcenter, ob in der Schule oder im Haushalt, überall stehen wir
Lohnabhängige, unabhängig von Nationalität, Alter, Geschlecht und
sexueller Orientierung vor denselben Problemen. Wir sollen für die
Kosten von Krise und Pandemie zahlen!

Die Aufhebung des Mietendeckels durch das Bundesverfassungsgericht
mobilisierte viele weitere Menschen. Angesichts dieses Skandalurteils
drohen 1,5 Millionen Berlinerinnen und Berlinern Mieterhöhungen,
Nachzahlungen oder Räumungen.

Auf den Straßen Berlins und auch in vielen anderen Städten formierte
sich praktisch die Einheit von migrantischen ArbeiterInnen, von prekär
Beschäftigten aus den Lieferdiensten, von KrankenpflegerInnen und
MieterInnen, von SchülerInnen und Studierenden.

Der Revolutionäre Erste Mai in Berlin stellt dabei natürlich kein
singuläres Ereignis dar. Schon in den letzten Monaten häuften sich
Massendemonstration nicht nur in Berlin, sondern auch in anderen
Städten. Auch revolutionäre Erster-Mai-Mobilisierungen wie in
Frankfurt/Main zogen Tausende Menschen an. Die Berliner Demonstration
bündelte sichtbarer, größer und deutlicher eine Wut und eine Veränderung
der Stimmung und teilweise auch des Bewusstseins unter breiteren
Schichten der ArbeiterInnenklasse und der sozial Unterdrückten.



2. Antikapitalismus und Internationalismus
Die Demonstration zog diese Vielfalt, die im Grunde die
Vielschichtigkeit der ArbeiterInnenklasse selbst widerspiegelt, an, weil
sie inhaltlich radikal war. Revolutionäre Parolen, Kritik am
Kapitalismus, die Forderungen nach Enteignung von Immobilienhaien wie
Deutsche Wohnen, der KrisengewinnerInnen in der Exportindustrie, der
Pharmakonzerne und privater Krankenhäuser stellten kein Hindernis für
die Mobilisierung dar, sondern stärkten diese. Die Forderungen der am
stärksten ausgebeuteten migrantischen ArbeiterInnen, von geschlechtlich
und sexuell Unterdrückten, der marginalisierten Teile der Lohnabhängigen
und der Jugend stellen ganz um Gegensatz zur populistischen und
chauvinistischen Vorstellungswelt einer Sahra Wagenknecht keine
„Marotten“ oder Hindernisse für die Einheit der Klasse dar, sondern
bilden vielmehr einen integralen und unverzichtbaren Bestandteil des
Befreiungskampfes der ArbeiterInnenklasse selbst.

Das Verbindende bildet eben die Kritik am Kapitalismus als globalem,
umfassenden System, das revolutionär überwunden werden muss. Diese
Kritik wurde natürlich am Ersten Mai nicht neu erfunden, aber die
Verhältnisse selbst drängen immer mehr Menschen genau in diese Richtung.

Die riesige revolutionäre Erster-Mai-Demonstration in Berlin, aber
auch die vielen gut besuchten klassenkämpferischen und revolutionären
Demonstrationen oder Kundgebungen verdeutlichen dieses Potential.

Es handelt sich dabei zwar noch um eine Minderheit unserer Klasse,
aber zugleich um eine wachsende, dynamische Strömung, die es zu einer
Einheit in der Aktion, im Kampf gegen Pandemie und Krise, gegen
Rassismus  und  Imperialismus  zusammenzuführen  gilt.  Diese  Menschen
können
die gesellschaftliche Basis für eine breite, schlagkräftige
Massenbewegung gegen die Krise in ihren vielfältigen Ausformungen
werden.



3. Breites Bündnis
Auf den Straßen Berlins formierten sich Wut und Widerstand in einem
breiten Bündnis, das der migrantisch-internationalistische Block
anführte. Dahinter folgten der Enteignungsblock, den Gruppe
ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION mit organisierten, der
klassenkämpferische Block und jener der Interkiezionale.

Die Mobilisierung von 25.000 Menschen spiegelt auch die Breite eines
Bündnisses wider, das im Grunde alle Strömungen der radikalen Linken
Berlins, also aller links von Linkspartei und Gewerkschaftsapparaten
umfasste. Diese Einheit und dieser Erfolg stellen keine
Selbstverständlichkeit dar. Dass sie zustande kamen, ist ein Verdienst
aller beteiligten Gruppierungen. Besondere Anerkennung verdienen dabei
aber die GenossInnen von Migrantifa Berlin, ohne deren Initiative und
Wirken die Demonstration nicht so groß und stark gewesen wäre.

Zweifellos haben wir im Bündnis auch Fehler gemacht. Aber, wer
erfolgreich so viele Menschen trotz der Gegnerschaft von Kapital, Senat,
Abgeordnetenhaus und Polizei auf die Straße bringt, muss auch einiges
richtig gemacht haben und dies gilt es fortzusetzen und zu
verallgemeinern.

Ein wichtiger Faktor für die Solidarität unter den beteiligten
Gruppen stellte erstens der Konsens dar, dass wir die lohnabhängige
Bevölkerung, insbesondere die migrantischen ArbeiterInnen mit unserer
Mobilisierung erreichen und gewinnen wollen. Zweitens die Solidarität
gegen jede Provokation und Spaltungsversuche von Seiten der Polizei, der
bürgerlichen Politik und Medien, gegen Verleumdungsversuche aller Art.
Diese Solidarität müssen wir unbedingt beibehalten.

Die Einheit in der Aktion und die Breite des Bündnisses müssen und
wollen wir über den 1. Mai hinaus praktisch fortsetzen und auch in
anderen Städten verbreitern. Das beinhaltet einerseits eine
Schwerpunktsetzung auf gemeinsame Aktivitäten und klare Forderungen zu
politischen und sozialen Kernproblemen unserer Klasse. Andererseits



müssen wir auch eine engere Zusammenarbeit mit bestehenden Initiativen
und Kämpfen insbesondere auf gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebene
herbeiführen. Dass es auch hier Bewegung und viele Überschneidungen der
teilnehmenden Gruppierungen und Demonstrierenden gibt, wurde z. B. in
Berlin bei der Demonstration „Nicht auf unserem Rücken – Gewerkschaften
und Lohnabhängige in die Offensive!“ ebenso sichtbar wie bei „Von der Krise
zur Enteignung!“ oder auch bei MyGruni deutlich.

Um diese Einheit auf der Straße, im Betrieb, im Stadtteil
weiterzuführen oder überhaupt erst zu schaffen, brauchen wir in Berlin,
aber auch in vielen anderen Städten eine Diskussion über die Grundlagen
einer Antikrisenbewegung, ihre Forderungen, ihren Aktionsplan. Dazu
schlagen wir eine Diskussion in verschiedenen Bündnissen oder
gewerkschaftsoppositionellen Strukturen wie der VKG, in Kampagnen wie
#ZeroCovid und die Durchführung eine bundesweiten Aktionskonferenz vor.

4. Politischer Gradmesser
Die  Haltung  zur  Berliner  Erster-Mai-Demonstration  bildet  auch  einen
Gradmesser  dafür,  wo  welche  politische  Kraft  steht.

Dass die Berliner Polizei von Beginn an plante, die Demonstration
anzugreifen, zu spalten und aufzulösen, wird mit jedem Tag klarer. Unter
dem Vorwand des Infektionsschutzgesetzes trotz Masken aller
Teilnehmenden und trotz des Bemühens der OrdnerInnen, Abstände
einzuhalten, erzeugte die Polizei selbst jene Lage, die sie angeblich zu
verhindern suchte. In einem Interview in der Berliner Abendschau
rechtfertigte der Berliner-SPD-Innensenator Geisel nicht nur den
Einsatz und die Gewaltexzesse der Polizei. Er selbst verteidigte den
Zeitpunkt des Angriffs auf die Demonstration auch damit, dass
polizeilich Aktionen bei Tageslicht leichter durchzuführen wären als bei
Dunkelheit. Dann wäre – von wegen Infektionsschutz – die „taktische
Herausforderung“ noch größer gewesen.

Für CDU, FDP und auch AfD war selbst das brutale Vorgehen der Polizei
nicht genug und sie kritisieren Geisel von rechts, fordern noch mehr
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Bullen und noch repressiveres Vorgehen gegen DemonstrantInnen –
QuerdenkerInnen und Corona-LeugnerInnen natürlich, vor allem von der
AfD, ausgenommen. Dabei zeigten Parties von Corona-LeugnerInnen am 1.
Mai einmal mehr, dass die Bullen – ähnlich wie bei den QuerdenkerInnen
in Kassel und Stuttgart – keinen Finger rühren, wenn es darum geht, das
Infektionsschutzgesetz gegen die Rechten durchzusetzen. Der Chef der
Berliner Abgeordnetenhausfraktion der CDU, Burkard Dregger, will gar
einen „Kuschelkurs mit der linken Szene“ beim Senat ausmachen.

Das – nicht die brutale Einschränkung demokratischer Rechte – empört
die SPD-Oberen wie Innensenator Geisel und Bürgermeister Müller. Dabei
werden die Mini-Noskes aus der Sozialdemokratie nicht müde, sich hinter
„ihre“ Polizei zu stellen und jede Schweinerei zu rechtfertigen. Doch
Undank ist bekanntlich der herrschende Klasse und der „echten“
Konservativen und Liberalen Lohn.

Der innenpolitische Sprecher der Berliner Grünen, Benedikt Lux, steht
voll auf Geisel-Linie. Die Spitzenkandidatin der Partei, Annalena
Baerbock, stimmt in den Chor der ScharfmacherInnen ein und diffamiert
die Demonstration gar als „kriminell“.

Niklas Schrader von der Linkspartei kritisiert das Verhalten der
Polizei als taktisch „nicht gelungen“ und zeigt damit, aus welcher
Perspektive aus er die Sache beurteilt – nämlich nicht von Seiten der
DemostrantInnen, sondern der Regierung, die den Polizeieinsatz
mitzuverantworten hat. Schließlich sind die SenatorInnenposten der
Linkspartei allemal wichtiger als 25.000 Menschen, die von einer Polizei
angegriffen werden, die zumindest auf dem Papier ihrer Koalition
untersteht. Dieses Rumlavieren der Linkspartei zeigt mal wieder, dass
der Kurs der Partei, sich als Freundin der sozialen Bewegungen zu
präsentieren aber gleichzeitig mitregieren zu wollen, in Momenten der
Krise nicht funktioniert.

Im Windschatten der großen Politik und der bürgerlichen Medien kochen
schließlich auch sog. Antideutsche wie die Zeitung Jungle World und
andere ihr rassistisches Süppchen.



Diese „Linken“ bewiesen damit erneut, dass sie nicht auf der Seite
der Protestierenden stehen, sondern auf der von Regierung und Polizei.
Alle gemeinsam blasen sie ins selbe Horn und unterstellen der
Demonstration Antisemitismus, weil sie sich mit dem palästinensischen
Widerstand und der antizionistischen Linken in Israel solidarisierte.
Die Gleichsetzung von Antizionismus und Antisemitismus wird bekanntlich
durch ständige Wiederholung nicht weniger falsch und reaktionär und
führt nur dazu, den deutschen Imperialismus von „links“ zu flankieren.

Die Haltung zur revolutionären Erster-Mai-Demonstration zeigt
freilich, wo welche politische Kraft steht. Die skandalöse Haltung der
Spitzen der Grünen und der SPD sollte uns ebenso wenig wundern wie das
halbherzige Rumeiern der Linkspartei, die letztlich ebenfalls, wenn auch
„kritisch“ hinter dem Polizeieinsatz steht.

Wo bleibt der DGB?
Wie schon 2020 verlagerte der DGB seine „Aktionen“ vor allem ins
Internet. Auch wenn in etlichen Städten Demonstrationen oder
Kundgebungen stattfanden, so trugen sie zum Teil reinen Alibicharakter
oder wurden von linkeren Gruppierungen und vielen migrantischen
Organisationen zahlenmäßig dominiert. Die hohe Präsenz dieser Strömungen
stellt ein positives Zeichen dar.

Die Haltung der Gewerkschaftsführungen hingegen kommt einem weiteren
politischen Skandal gleich, wenn auch keinem verwunderlichen. Die
Tarifrunden und Auseinandersetzungen wurden von der Bürokratie vor allem
befriedet und ausverkauft. Klar, bei dieser Bilanz ist auch am Ersten
Mai wenig zu erwarten. Die Pandemie bot so sicher
Gewerkschaftsvorständen und Apparat einen Vorwand, erst gar nicht zu
versuchen, die Masse der ArbeiterInnen zu mobilisieren. Zieht man die
linken und migrantischen Organisationen ab, so stellen viele
DGB-Kundgebungen am 1. Mai ein Funktionärstreffen unter freiem Himmel
dar, bei denen staatstragende Reden gehalten werden und die
GewerkschaftsfunktionärInnen kaum von den Spitzen aus SPD, Grünen oder
selbst CDU, die als GastrednerInnen eingeladen wurden, unterscheidbar



sind.

Das Fazit gestaltet sich also sehr einfach. Von den
Gewerkschaftsführungen und ihrem bürokratischen Apparat ist eine
Mobilisierung der ArbeiterInnenklasse, ein Kampf gegen Kapital und
Regierung in den kommenden Monaten nicht zu erwarten. Ebensowenig von
den Spitzen der SPD, die bis zum Ende der Großen Koalition die Treue
hält und im Wahlkampf vielleicht so tun wird, als wäre sie nicht dabei
gewesen. Und die Führung der Linkspartei versucht die Quadratur des
Kreises – nicht nur am Ersten Mai. Einerseits hängt sie in den
Landesregierungen in Berlin, Thüringen und Bremen fest, betreibt dort
bürgerliche Politik und garniert sie mit etwas gebremstem Sozialschaum.
Andererseits will sie sich im Bund als Opposition zur kommenden
Regierung präsentieren, da eine grün-rot-rote Koalition auf Bundesebene
aufgrund der Haltung der Grünen, aber auch der SPD wohl ausgeschlossen
ist.

Aufgaben  der  revolutionären  und
klassenkämpferischen  Linken
Für RevolutionärInnen und für die klassenkämpferische Linke, die am
Ersten Mai sichtbar wurde, stellen die Passivität der
Gewerkschaftsführungen, die bürgerliche Politik von SPD und Linkspartei
eine Chance, aber auch eine politische Herausforderung dar.

Die Chance besteht darin, dass die Passivität der Apparate Menschen
nicht automatisch zu kleinbürgerlich-reaktionären Kräften wie den
Corona-LeugnerInnen treibt, sondern auch ein politisches Vakuum auf der
Linke schafft, Raum für eine Bewegung und Mobilisierung, die
Lohnabhängige und Unterdrückte anziehen und zu einer politischen und
gesellschaftlichen Kraft formieren können. Dass z. B. etliche Menschen
an den linksradikalen, klassenkämpferischen und revolutionären
Demonstrationen am 1. Mai teilnahmen, die bisher unorganisiert waren und
sind, verdeutlicht das.

Umgekehrt stellt die Blockade durch die reformistischen und vor allem



gewerkschaftlichen Apparate aber auch ein Problem dar. Vor allem die
Kontrolle der Bürokratie über die organisierte ArbeiterInnenklasse in
den Betrieben gerät zu einem effektiven Mittel, den Klassenfrieden in
den Unternehmen zu sichern, die Menschen ruhigzustellen und diejenigen
zu isolieren, die dagegen ankämpfen wollen.

Wenn die klassenkämpferische Minderheit, die am Ersten Mai sichtbar
wurde, zu einer Massenkraft werden soll, die die Mehrheit unserer Klasse
mobilisieren kann, muss sie einen Weg finden, diese Blockade zu
überwinden. Dazu ist es nötig, Forderungen aufzustellen, um die
Mitglieder, AnhängerInnen und WählerInnen der „linken“ Parteien zu
mobilisieren und die der Gewerkschaften in die Aktion zu bringen. Das
heißt, sie muss eine Politik der Einheitsfront gegenüber den Millionen
Mitgliedern, WählerInnen und UnterstützerInnen dieser Organisationen
verfolgen, die sich an die Basis, aber auch an die Führungen der
reformistischen Organisationen richtet – nicht, weil wir in letztere
politische Illusionen hätten, sondern weil wir die Hoffnungen und
Illusionen ihrer Basis dem Test der Praxis unterziehen müssen. Da die
objektive Lage den Spielraum für Kompromisse zwischen den Klassen
einschränkt, vergrößert sich auch die Kluft zwischen Basis und Führung
und damit auch die Möglichkeit für RevolutionärInnen, diese taktisch zu
nutzen.

Dies erfordert nicht nur ein Verständnis von Einheitsfrontpolitik. Es
erfordert auch, die strategische, politische und programmatische
Schwäche der „radikalen“ Linken anzugehen, die mit großen
Mobilisierungen noch längst nicht gelöst ist und allein aus diesen
heraus auch nicht zu lösen sein wird.

Kurzum, es fehlt an einer Strategie in der Linken. Eine solche müsste
nämlich von einem Verständnis der Totalität, der Gesamtheit der
aktuellen Krise und Problemstellungen ausgehen. Politisch-programmatisch
müsste sie dabei jedoch eine Methode verfolgen, die objektive Situation
mit ihren aktuellen, konkreten Problemen und Ansätzen von Widerstand
mit einer revolutionären Antwort darauf zu verbinden. Kurz sie braucht
ein Aktionsprogramm, das der gegenwärtigen Lage entspricht. Die Aufgabe



der antikapitalistischen und klassenkämpferischen Linken bestände darin,
eine weiterführende Perspektive aufzuzeigen, die nicht nur die
unmittelbare Not, sondern auch ihren wesentlichen Kern aufzeigt und
Tageskämpfe mit dem für eine andere, sozialistische Gesellschaft
strategisch vermittelt.

Was die Berliner Linke mit Blick auf den Ersten Mai geschafft hat,
gilt es nun auf die nächste Ebene zu heben. Es braucht eine
Aktionskonferenz, auf der die verschiedenen Programme und Strategien der
radikalen Linken diskutiert und konkrete Aktionen geplant werden, um
den Angriffen des Kapitals eine antikapitalistische und
internationalistische Anti-Krisenbewegung entgegenzustellen

Bundesweiter Aktionstag am 26.
Februar!!!!!11elf!!
Aufruf des Bündnis‘ #FürgerechteBildung

Für gerechte Bildung! Kein Schulbetrieb auf unserem Rücken!
Für  Millionen  Schüler:innen  heißt  Bildung  seit  Monaten  vor  allem
Unsicherheit  und  Chaos.
Während  der  Staat  Milliarden  bereitstellt,  um  die  Profite  riesiger
Unternehmen  zu  sichern,
unternimmt er nichts, um sichere und gerechte Bildung während der Corona-
Pandemie sicher
zu stellen. Im Gegenteil: Erst blieben die Schulen mit völlig unzureichenden
Vorkehrungen
offen, selbst als die Infektionszahlen in die Höhe schossen.
Als  dann  auf  Online-Unterricht  umgestellt  wurde,  geschah  dies  völlig
unvorbereitet  und  ohne
einen Plan um soziale und ökonomische Ungleichheiten auszugleichen. In

https://onesolutionrevolution.de/bundesweiter-aktionstag-am-27-februar1/
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vielen
Bundesländern  besuchen  außerdem  Abschlussklassen  noch  immer  ohne
ausreichende
Hygienevorkehrungen die Schule.
Die  Prüfungen  würden  um  jeden  Pre is  s ta t t f inden  (so  d ie
Kultusminister:innen),  damit  spätere
Chef:innen uns mit  vorhergenden Jahrgängen in ihrem Sinne vergleichen
können.
Das  obwohl  die  Pandemie  für  viele  Schüler:innen  eine  noch  stärkere
Belastung als je zuvor
darstellt. Gerade durch das Wegfallen jeglichen Ausgleichs zur Schule, spitzt
sich die
Situation für zahlreiche Haushalte weiter zu.
Nicht nur Schüler:innen sind belastet, sondern auch ihre Eltern. Ihnen wird
abverlangt nicht
nur weiter arbeiten zu gehen, um die Profitwirtschaft am laufen zu halten,
sondern
gleichzeitig noch ihre Kinder beim Homeschooling zu unterstützen. Dabei
sind Frauen
besonders belastet.
Auch  Lehrkräfte  leiden  unter  der  Situation,  da  sie  Homeoffice  und
Kinderbetreuung  unter
einen Hut bringen müssen.
Die jetzige Politik der Regierung gefährdet unser aller Gesundheit und macht
unsere
Bildungschancen zu nichte!
Wir  rufen  deshalb  alle  Schüler:innen,  Eltern,  Lehrer:innen,  sowie  die
Gewerkschaften,  gerade
die GEW, und alle, die sich solidarisieren wollen auf, am TT. Februar aktiv zu
werden!
Organisiert  euch  darüberhinaus  an  euren  Schulen,  sprecht  eure
Mitschüler:innen  an,  um  diese
Forderungen an eure Schule zu tragen.
Zeigt euren Protest gegen die Corona-Schulpolitik der Regierung:In Form
von zum Beispiel



Streiks, Kundgebungen und Plakaten!
Wir fordern:

• Bundesweite Durchschnittsabschlüsse
• bessere Hygienekonzepte
•  Massive  Investitionen  in  das  Bildungssystem:  mehr  Personal,  kleinere
Klassen, mehr
Lernräume schaffen
• Flächendeckend Luftfilter in den Klassenzimmern

•  soziale,  finanzielle  und psychische  Unterstützung für  Schüler:innen im
Home-
Schooling

• kostenfreie digitale Ausstattung
• Kostenfreie Nachhilfe in den Stadteilen
• Sichere Lernräume für Schüler:innen, die zu Hause nicht lernen können
• Garantierte Übernahme von Auszubildenden
• Flächendeckende Rückkehr zu G9
• ein Schulsystem, in dem Schüler:innen wirklich mitentscheiden können.

Gemeinsam wollen wir unseren Landesregierungen und der Bundesregierung
zeigen, dass wir
nicht unsere Gesundheit und die unserer Mitmenschen aufs Spiel setzen! Für
gerechte
Bildung – Kein Schulbetrieb auf unserem Rücken!

Zweite  Welle  der  Corona-

https://onesolutionrevolution.de/9656-2/


„SkeptikerInnen“?
Wilhelm Schulz, 3. August 2020
Zuerst veröffentlicht unter
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/08/03/zweite-welle-der-corona-skeptikeri
nnen/

Es  war  ein  unheimlicher  Aufmarsch.  20.000  bis  30.000  Corona-
„SkeptikerInnen“ oder direkte LeugnerInnen der Pandemie demonstrierten
am 1. August in Berlin. Aus dem gesamten Bundesgebiet mobilisierten die
OrganisatorInnen der sogenannten Hygienedemonstrationen.

Sie feierten gemeinsam das angebliche Ende der Corona-Pandemie. Dabei
sind die Zahlen täglicher Neuinfektionen weltweit höher denn je – von der
Dunkelziffer vor allem in der halbkolonialen Welt ganz zu schweigen, die u. a.
auf  fehlende  Testsysteme  und  darauf  zurückzuführen  sind,  dass  als
Todesursachen andere Krankheiten und Mangelerscheinungen ausgewiesen
werden.

Auch  in  Deutschland  steigen  bekanntlich  die  Zahlen.  Die  Öffnung  der
Wirtschaft und die Arbeitsbedingungen in den Betrieben stellen auch hier ein
Gesundheitsrisiko dar, das Kapital und auch Corona-SkeptikerInnen billigend
in Kauf nehmen. Kostenlose Testverfahren werden selbst in Deutschland nur
wenigen angeboten – oft nur im Zusammenhang mit einem Flugticket.

Wir  werden  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  auf  die  Ideologie  und  den
Irrationalismus dieser kleinbürgerlichen „Bewegung“ eingehen. Wir haben
uns damit schon an anderer Stelle, z. B. im Artikel „Das Querfront-Virus“ ,
auseinandergesetzt.

In den letzten Wochen schien es freilich so, dass die rechte Mobilisierung
durch  mehrere  Faktoren  an  Zulauf  verloren  hatte.  Erstens  hatte  die
Regierung  mit  der  vollständigen  Öffnung  der  Betriebe,  von  Schulen,
Geschäften,  Gaststätten  –  also  mit  der  Aufhebung  aller  realen
Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit  –  eine,  wenn  nicht  die  zentrale
Forderung  der  Bewegung  erfüllt.  Zweitens  schien  sich  der  obskur
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faschistische Teil  der  Bewegung stärker  zu isolieren.  Drittens  hatten sie
Gegenmob i l i s i e rungen  w ie  in  Ber l in ,  vor  a l l em  aber  d ie
Massendemonstrationen  in  Solidarität  mit  Black  Lives  Matter  in  den
Hintergrund  gerückt.

Die Demonstration vom 1. August verdeutlicht freilich, dass es sich dabei nur
um  eine  Momentaufnahme  handelte  und  die  Gefahr  der  Bildung  einer
reaktionären kleinbürgerlichen Massenbewegung keineswegs verschwunden
ist.  Und  sie  wird  auch  nicht  verschwinden,  wenn  die  organisierte
ArbeiterInnenbewegung,  allen  voran  die  Gewerkschaften  und  SPD,  aber
letztlich  auch  die  Linkspartei  den  nationalen  Schulterschluss  mit  „ihrer“
Regierung suchen, während Millionen in Kurzarbeit einen Vorgeschmack auf
Entlassung  und  massive,  dauerhafte  Einkommenseinbußen  erhalten.  Das
erleichtert,  ja  ermöglicht  es  erst  radikalisierten,  reaktionären
UnternehmerInnen und KleinbürgerInnen wie auch den organisierten Nazis,
RassistInnen und VerschwörungstheoretikerInnen, sich als aktive, pseudo-
systemoppositionelle Kraft zu präsentieren.

Solcherart stellt die rechte Mobilisierung nicht nur ein Warnsignal an die
Linke,  an  die  ArbeiterInnenbewegung  dar.  Sie  unterstreicht  auch  die
Notwendigkeit  einer  Antikrisenbewegung,  die  klare  klassenpolitische
Forderungen aufstellt, sich nicht den Programmen der Großen Koalition und
des Kapitals unterwirft und gleichzeitig die Gefahr der Pandemie nicht außer
Acht lässt.  Dies ist  die Aufgabe der Stunde für alle  anti-kapitalistischen,
internationalistischen und proletarischen Kräfte.

Tag der Freiheit?
Der unheimliche Aufmarsch lief unter dem Motto „Ende der Pandemie – Tag
der Freiheit“ durch die Straßen Berlins. Die Parole enthält nicht nur die
absurde, allen Fakten widersprechende These vom Ende der Pandemie. Sie
bringt nicht nur ein Synonym für den zur individuellen Rücksichtslosigkeit
gewordenen bürgerlichen Freiheitsbegriff zum Ausdruck – die Freiheit, alle
anstecken zu dürfen.

Der  Titel  enthält  eine  weitere  Doppeldeutigkeit.  Schon  in  den  letzten



Monaten  waren  antisemitische  und  rassistische  Tendenz  bei  den
Mobilisierungen immer deutlicher zu erkennen. Mit Attila Hildmann haben
wir den Prototyp eines zum Faschismus tendierenden maroden Kleinbürgers,
der, wie seine versuchten Hetzjagden auf „Hooligans gegen Satzbau“ und
„Anonymus  Deutschland“  zeigten,  näher  an  organisierte  FaschistInnen
angebunden  ist,  als  er  es  denkt  oder  darstellt.

Und ja, „Tag der Freiheit“ ist kein neuer Titel. 1935 wurde der Film Leni
Riefenstahls „Tag der Freiheit! – Unsere Wehrmacht“ im Auftrag der NSDAP
veröffentlicht.  Es  war  der  Abschluss  ihres  filmischen  Dreiteilers  an
Propaganda für Parteitage der FaschistInnen. Doch selbst wenn die Wahl des
Mottos  purer  Zufall  wäre  –  was  angesichts  der  einschlägig  rechten
OrganisatorInnen kaum glaubhaft ist –, so wäre die Demonstration weiterhin
hoch problematisch und es würde an ihrem zutiefst reaktionären Charakter
nichts ändern.

Wer nahm teil?
Doch woher kommen die Kräfte politisch? Veranstaltet wurde die Aktion von
Initiative Querdenken 711, die den Protest in Stuttgart organisieren, und der
Kommunikationsstelle Demokratischer Widerstand (KDW) rund um Anselm
Lenz, die die Mobilisierungen am Berliner Rosa Luxemburg Platz initiierten.
Daneben nahmen auch VertreterInnen von NPD, Drittem Weg, Identitärer
Bewegung,  des  Compact-Magazins  Jürgen  Elsässers,  AnhängerInnen  des
QAnon-Mythos, ReichsbürgerInnen, Teile der Pegida-Bewegung und weitere
neurechte bis faschistische Kräfte teil.

Sie stellten mit Sicherheit nicht die alleinige Führung und auch nicht die
Mehrheit  der  sich  Versammelten  dar,  aber  sie  prägen  die  Bewegung
unzweifelhaft. Darüber hinaus waren auch etliche VertreterInnen der AfD vor
Ort  erkennbar.  Die  Mehrheit  der  sich  Versammelnden  rekrutierte  sich
vermutlich  aus  einem  breiten  Spektrum,  welches  von  esoterischen
ImpfgegnerInnen über SkeptikerInnen, die die Maßnahmen für überzogen
ha l ten ,  b i s  zu  vor  dem  wi r t scha f t l i chen  Ru in  s tehenden
KleinunternehmerInnen  und  ihren  Angestellten  reicht.



Während die zweite Gruppe vermutlich mehr Menschen bei einem Großevent
auf die Straße bringen kann, so haben wir es bei der ersten mit Neurechten
und StrategInnen zu tun, die die bunte Bandbreite von wirren Restbeständen
der Friedensbewegung bis zu AnhängerInnen des Deutschen Kaiserreiches
ausnutzen, um Heterogenität und Pluralismus vorzugaukeln. Deren wahrer
Charakter offenbart sich darin, dass sich FaschistInnen in ihrem Fahrwasser
aufbauen  können.  Das  reale  „Spannungsfeld“  der  Bewegung  zeigt  sich
letztlich darin,  dass der kleinbürgerlich-unternehmerische Flügel auf ein 
Programm der wirtschaftlichen und „kulturellen“ Öffnung pocht, das jedwede
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die Bevölkerung ablehnt und
damit  ganz  nebenbei  die  Lockerungsmaßnahmen  der  Regierung  stützt.
Andererseits erleben wir hier eine Bewegung, die die Gefahr des Aufstiegs
reaktionärer Kräfte in dieser Krisensituation aufzeigt.

Dass auch vereinzelt „linke“ Kräfte präsent waren, die aus dem Spektrum der
Friedensbewegung zu kommen scheinen, macht die Sache nicht harmloser,
sondern nur umso bedenklicher. Sie bilden schließlich kein Gegengewicht zu
den Rechten, sondern entpuppen sich als deren nützliche IdiotInnen. Waren
Formate wie Rubikon und NachDenkSeiten inhaltlich bereits vor Corona an
einigen Punkten problematisch, so beschleunigt sich ihr politischer Verfall
massiv,  während  die  „Rote  Fahne“-Gruppe  zunehmend  als  bewusste
Querfrontlerin  in  Erscheinung  tritt.

Dieser Zusammenschluss bildet eine gefährliche Mischung, die tatsächlich
lieber  im Giftschrank  hätte  bleiben  sollen.  Es  zeigt  uns,  unter  welchem
politischen Vorzeichen wir in diese Krisenperiode gerutscht sind, unter dem
eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  als  Folge  der  Niederlagen  des
Arabischen Frühlings und der Bewegung in Griechenland, des Aufstiegs des
Nationalismus und der Krise der EU sowie der zugespitzten imperialistischen
Konkurrenz – bei gleichzeitigem politischen Bankrott der Linken.

Im August 2020 erleben wir das Zusammengehen von Pegida und der Anti-
Hygienebewegung,  einen  Schulterschluss  unter  Zwillingen.  Eine
repräsentiert  den  Rechtsruck  des  letzten  Jahrzehnts  in  Deutschland,  die
andere  das  Gefahrenpotential  der  aktuellen  Periode des  Klassenkampfes,
wenn die ArbeiterInnenbewegung keine klassenkämpferische Antwort für die



Massen zu geben vermag.

Wer und wie viele?
Das genau zu beantworten, ist fast unmöglich. Zwar gab es Ortsschilder, die
auf  der  Versammlung  in  die  Luft  gehalten  wurden.  Aber  um  wirklich
abschätzen zu können, wie viele der sich versammelnden aus dem rechten
Spektrum  kommen,  wie  viele  durch  die  Anti-Hygienedemonstrationen
politisiert  wurden,  dafür  wäre  eine  ausführlichere  Recherche  nötig.
Laut Junger Welt kam ein großer Teil der sich Versammelnden aus Baden-
Württemberg und Sachsen.

Die Zahlen der TeilnehmerInnen gehen weit auseinander, von 17.500 bis zu
reichlich phantastischen 1,5 Millionen. Hierzu muss einiges gesagt werden,
aber es ist mit Sicherheit nicht die Hauptfrage, die die Linke beschäftigen
sollte. Selbst wenn es „nur“ 17.500 Menschen waren, so ist das die größte
Berliner  Mobilisierung  von  rechts  in  diesem  Jahr.  Was  die  Hauptstadt
betrifft, so ist sie vergleichbar mit der Black-Lives-Matter-Kundgebung im
Juni am Berliner Alexanderplatz, bei der mindestens 20.000, wahrscheinlich
sogar über 30.000 Menschen protestierten.

Ein Artikel vom Volksverpetzer vom 2. August kalkuliert eher mit 17.000
Menschen, ähnlich den Polizeiangaben. Dabei legt er die Grundfläche der
Abschlusskundgebung  den  Berechnungen  zugrunde  und  geht  von  einer
durchschnittlichen  Mensch-Flächen-Dichte  von  einer  Person  pro
Quadratmeter aus, was 17.000 Menschen ergibt. Für seine Berechnungen
zieht er außerdem Vergleiche mit den Bildern der Loveparade von 1999, bei
der 1,4 Millionen Menschen auf der Straße des 17. Juni waren.

Hiermit zeigt er eindrucksvoll,  wie viel  größer die letztere Veranstaltung
war. Persönlich war der Autor bei keiner der beiden vor Ort, hält jedoch das
Verhältnis von einer Person pro Quadratmeter für etwas viel Platz über die
gesamte Strecke, aber selbst bei 0,75 oder 0,5 Quadratmeter pro Menschen
wären es lediglich knapp 23.000 beziehungsweise 34.000 TeilnehmerInnen.

Für  die  Teilnehmenden  und  ihre  Chatgruppen  wird  die  Zahlendebatte
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irrelevant,  halten  sie  doch  jedwede  Berichterstattung  gegen  sie  für
gleichgeschaltet. Das zeigen auch die Einschüchterungsversuche gegenüber
der  Presse  vor  Ort.  Mehrere  Fernsehteams  sahen  sich  gezwungen,  ihre
Berichterstattung abzubrechen. Die VeranstalterInnen forderten von jeder
teilnehmenden ReporterIn eine Voranmeldung, in der diese unterzeichneten,
dass sie stets „wahrheitsgemäß, unparteiisch und vollständig berichten“ –
worunter sie ihre eigene „Wahrheit“ verstehen. Wie schon bei den rechten
Demonstrationen in Stuttgart wollen diese selbsternannten VerteidigerInnen
der  Meinungsfreiheit  missliebigen  JournalistInnen  einen  Maulkorb
verpassen,  diese  zensieren.

Rücksichtslosigkeit als Programm
Die Darstellung des Corona-Virus schwankt in der Bewegung zwischen der
Beschreibung  als  regulärer  Grippewelle  und  einer  bloßen  Fiktion  einer
„globalen, homogenen Elite“ von MultimilliardärInnen wie Bill Gates und der
Pharmaindustrie,  die  die  Politik  und die  Medien  gleichgeschaltet  hätten.
Auch wenn die Einschätzungen auseinandergehen, so finden sie doch ihren
gemeinsamen Punkt in der Ablehnung jedweder Einschränkung aufgrund von
SARS-CoV-2, seien sie noch so geringfügig wie das Tragen von Mund-Nasen-
Masken im öffentlichen (Eng-)Raum.

Die  Freiheit,  die  sie  meinen,  entpuppt  sich  als  Rücksichtslosigkeit,  als
blanker Egoismus. Diese Doppelbödigkeit ist der Freiheit im Kapitalismus
selbst nicht fremd. Schließlich beinhaltet die Freiheit des Privateigentums,
die diesem System zugrunde liegt, die Freiheit der einen, uneingeschränkt
wirtschaften  zu  können,  das  Elend  und  die  Eigentumslosigkeit  anderer
auszunutzen – ob im Ausbeutungsverhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital
oder in der Unterordnung von Gesundheit und Umwelt unter die privaten
Profitinteressen. Wir sagen es offen:  Diese falsche Freiheit  brauchen wir
nicht zu verteidigen. Wir tragen MN-Masken, damit die Einschränkung des
Virus möglichst erfolgreich sein kann. Auch wenn es uns individuell um ein
Quantum unseres üblichen Alltagsverhaltens einschränkt, so ist dies doch
notwendige  gegenseitige  Rücksicht  unter  den  gegebenen  Bedingungen
(fehlender  Impfschutz,  keine  flächendeckenden  Tests  auf  Infektion  und



Immunität).

Andererseits dürfen wir nicht dem Trugschluss auf den Leim gehen, dass sich
die Existenz von Corona dadurch bestätigt oder falsifiziert, nur weil auf der
einen oder anderen öffentlich stattfindenden Massenveranstaltung (k)eine
Infizierung stattfindet. Auch auf Demonstrationen und Aktionen treten wir
wie  alle  anderen  Linken,  die  die  Gesundheitsfrage  –  und  damit  die
Lebensinteressen der Bevölkerung – ernst nehmen, dafür ein, Masken zu
tragen.  Zugleich  lehnen  wir  aber  jede  politische  Einschränkung  des
Demonstrationsrechts durch die Regierungen ab, weil wir für notwendigen
Schutz gegen Gesundheitsgefährdung und die Abwälzung der Krisenkosten
auf  die  ArbeiterInnenklasse  al le  Mittel  des  pol it ischen  und
gewerkschaftlichen  Kampfes  brauchen  werden  –  ansonsten  drohen
Massenentlassungen,  Verelendung,  Wohnungsräumungen  etc.

Während sich die Corona-SkeptikerInnen als Opfer der Repression und der
Unterdrückung  wegen  ihres  Verstoßes  gegen  die  Hygiene-Vorschriften
hinstellen, offenbart das brutale Vorgehen der Berliner Polizei gegen eine
Solidaritätsdemonstration mit der/dem von der Räumung bedrohten linken
Kneipe/Treffpunkt  Syndikat,  wo  der  Staat  den/die  wirkliche/n  GegnerIn
ausmacht. Dutzenden TeilnehmerInnen dieser linken Demo gegen Räumung
und Gentrifizierung wurden von der Straße geknüppelt, niedergerannt und
zum Teil schwer verletzt – und das obwohl sie Masken trugen und auf die
Gesundheitsvorschriften achteten. Wenn es um Repression von Protest für
fortschrittliche soziale  oder politische Anliegen geht,  pfeift  nicht  nur die
Berliner  Polizei  freilich  auf  Hygiene-Schutz  und  wird  zum  doppelten
Gesundheitsrisiko.

Natürlich versuchen auch die Corona-SkeptikerInnen, für ihre Mobilisierung
solche und andere reale Missstände mit auszunutzen – freilich nur, um sie in
eine  reaktionäre  Gesamtkonzeption  einzupassen.  Wir  werden  diese
demagogischen  Tricks  freilich  nicht  bloß  durch  Argumente  abwehren
können.  Die ArbeiterInnenbewegung und die Linke müssen ihrerseits  die
Maßnahmen der Regierung einschließlich ihrer Widersprüche anprangern.

So  will  die  GroKo  für  UrlauberInnen  an  Flughäfen  verpflichtende  Tests



einführen. Zwar halten wir das prinzipiell für gerechtfertigt, jedoch stellen
sich hier einige Fragen wie: Wer zahlt die Tests? Wer zahlt für mögliche
Quarantäneschritte?  Ist  das  dann  unbezahlter  Urlaub?  Kommt  das
Unternehmen dafür auf? Wieso erhält die Reiseindustrie solche Hilfsmittel,
aber der gesamte Pflegebereich nicht? Ein weiteres Beispiel ist der drohende
Missbrauch mit notwendigen Einschränkungen des Alltags. So wurden von
der  Polizei  in  den  letzten  Wochen  in  bereits  vier  Bundesländern  die
Anwesenheitslisten  von  öffentlichen  Gaststätten  für  „Ermittlungen“
missbraucht.

Das  zeigt,  dass  wir  niemals  blindes  Vertrauen  in  die  Einschränkung
demokratischer  Rechte  durch  einen  bürgerlichen  Klassenstaates  setzen
dürfen. Wir müssen eine unabhängige Perspektive aufzeigen, die sich nicht
der Ideologie des notwendigen Übels an allen Ecken und Enden anschließt.
Deshalb lehnen wir die Zusammenarbeit der Gewerkschaftsführungen mit
den  Maßnahmenpaketen  der  GroKo  im  Schulterschluss  mit  den
UnternehmerInnenverbänden  kategorisch  ab.  Die  selbstauferlegte
Friedenspflicht  der  ArbeiterInnenbürokratie  muss  politisch  bekämpft
werden. Die Passivität von Oppositionsparteien wie der Linkspartei darf nicht
unkommentiert bleiben. Es ist auch ihr Stillschweigen, das das Erstarken
dieser neurechten Bewegung ermöglicht.

Was brauchen wir?
Wir brauchen also eine Bewegung, die Widerstand gegen die Maßnahmen
von Staat und Kapital organisiert und gleichzeitig das gesundheitliche Wohl
durch  von  der  ArbeiterInnenklasse  kontrollierte  Hygienemaßnahmen
durchsetzt.  Eine  solche  Bewegung  muss  die  falsche  Opposition  von
Querdenken 711,  Widerstand 2020 und KDW, die in braunen Gewässern
fischen  und  gefischt  werden,  ablehnen.  Wo  nötig,  muss  sie  sich  ihnen
entgegenstellen.  Vor  allem  müssen  wir  eine  breite  Anti-Krisenbewegung
aufbauen, die eine klassenpolitische Antwort auf die Krise gibt.

Wir brauchen eine Zusammenführung der verschiedenen sozialen Kämpfe
der letzten Monate, z. B. der beeindruckenden Mobilisierungen von BLM und
von Kampagnenorganisationen wie Migrantifa oder der Fridays-for-Future-



Bewegung,  die  im  September  wieder  einen  internationalen  Streik
organisieren  möchte.  Wir  müssen  betriebliche  Aktionen  wie  gegen  die
Entlassungen bei Galeria Karstadt Kaufhof miteinander ebenso verbinden wie
mit  dem  Kampf  für  das  Mietmoratorium,  die  Enteignung  der
Immobilienkonzerne  oder  die  #LeaveNoOneBehind-Kampagne  gegen  das
Sterben im Mittelmeer.

Die  Aufgabe  dieser  Bewegungen  und  Kämpfe  ist  es,  gemeinsame
Antikrisenbündnisse  aufzubauen  und  eine  Großdemonstration  im  Herbst
unter dem Motto „Wir zahlen weder für Krise noch Virus“ zu organisieren.
Sie  müssen  den  Druck  auf  die  Gewerkschaften  und  bürgerlichen
ArbeiterInnenparteien  erhöhen,  mit  Koal i t ionspol i t ik  und
SozialpartnerInnenschaft zu brechen. In den vergangenen Monaten haben
diese bewiesen, dass sie nicht willens sind, selbstständig solche Bewegungen
aufzubauen  –  wir  müssen  sie  dazu  zwingen!  Nur  so  kann  der
ArbeiterInnenklasse,  aber  auch  auch  Teilen  des  verängstigten
KleinbürgerInnentums  und  der  Mittelschichten  gezeigt  werden,  dass  der
Widerstand gegen die Rettungspakete fürs Kapital, während ein Großteil der
Bevölkerung  mit  Brotkrumen abgefertigt  wird,  möglich  ist  und  mit  dem
Kampf gegen die Gesundheitsgefahr verbunden werden kann und muss.

Wir werden versuchen, nach unseren Möglichkeiten, eine solche Bewegung
aufzubauen  und  fordern  alle  Organisationen  und  Parteien,  die  diese
Einschätzung teilen, auf, ihr beizutreten, das Notwendige zur Wirklichkeit
werden zu lassen.

Heraus  zum  Generalstreik  fürs
Klima am 20. September!
Kurz  vorab:  Seit  einigen  Monaten  arbeiten  wir  bereits  in  der
Antikapitalistischen  Plattform  „ChangeforFuture“  und  hatten  eigentlich
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geplant, einen Aufruf zum 20.9. mit der Plattform zu veröffentlichen. Wir
konnten  uns  in  CFF  noch  nicht  gemeinsam  für  eine  Version  desselben
entscheiden. Da es nicht mehr lange ist bis zum Streik veröffentlichen wir
dennoch schonmal das Folgende.

Wir, die antikapitalistische Plattform Change for Future, rufen zum
Generalstreik am 20.09 und zu der bundesweisten Protestwoche, voller
Streiks, Besetzungen und direkten Aktionen zwischen dem 21.und dem 27.
September auf.
Gemeinsam mit allen Arbeiter_Innen, Schüler_Innen. Student_Innen und
Arbeitslosen wollen wir in den Generalstreik treten, um unseren
Forderungen Gehör zu verschaffen.

Als Kampfmittel verbindet der Generalstreik den politischen Protest mit
der Aktionsform des Streiks, einer Aktionsform der Arbeiter_Innenklasse.
Hierbei sollen wirtschaftlicher und politischer Druck die herrschende
Klasse zur Umsetzung unserer Forderungen zwingen. Lasst uns deutlich
machen, dass unsere Bewegung sich auf die Seite der Ausgebeuteten und
nicht der Ausbeuter_Innen stellt. Wir müssen jede Möglichkeit nutzen,
uns mit den sozialen Bewegungen der Klasse, mit den
Mieter_Innenprotesten und mit der Antirassistischen Bewegung gemeinsam
auf eine Seite zu stellen.
Wir nehmen uns das Streikrecht!
Seit Anfang des 20. Jahrhunderts gibt es in Deutschland kein politisches
Streikrecht. Der Streik sei ein Mittel für bessere Arbeitsbedingungen zu
kämpfen. Dieser Konsens entpolitisiert die Arbeiter_Innenklasse und
nimmt ihr eines ihrer wirksamsten Kampfmittel.
Damals wie heute -Hartz, Leih und Zeitarbeit wurden ebenfalls unter
Rot-Grün durchgeboxt- beteiligt sich die SPD an Regelungen, die
offensichtlich nicht im Interesse der sozial Benachteiligten stehen.
Daneben fliegen neoliberale und rechtspopulistische Parteien gerade im
Aufwind. Gerade jetzt werden soziale Bewegungen geschwächt und
demokratische Rechte eingeschränkt. Internetzensur, Überwachung, neue
Polizeigesetze und Eingriffe ins Streikrecht ebnen dabei den Weg,
zukünftige Bewegungen im Keim zu ersticken und die Macht der



Kapitalist_Innen zu festigen.
Unser Umweltschutz kennt keinen Markt!
In einem System, dass auf Ausbeutung und Mehrwert, so wie dem Zwang
ständig zu wachsen beruht, sehen wir keine Möglichkeit die Umweltkrise
zu lösen. Ansätze, die den bestehenden Konzernen und Banken nutzen, z.B.
Verkauf vermeintlich grüner Technik(Stichwort Elektroautos) werden
verfolgt, wobei längst klar ist, dass der individuelle Personenverkehr
nicht grün sein kann!
Mit diesem Streik wollen wir deutlich machen, dass wir nicht glauben,
dass die Klimakrise durch Verzicht im Konsum, auf dem Rücken der
privaten Haushalte gelöst werden kann.
Vielmehr muss zur Lösung der Umweltkrise die Systemfrage gestellt
werden.

Internationalismus statt Rechtsruck, Nieder mit der Festung Europa!
Gerade in halbkolonialen Ländern müssen Menschen schon jetzt unter den
Folgen des Klimawandels leiden. Tödliche Hitzewellen, Überschwemmungen,
jahrelange Dürren oder das massive Artensterben, das vielen Menschen die
Nahrungsgrundlage entzieht: alles Auswirkungen des menschengemachten
Klimawandels. Gleichzeitig beuten westlliche Konzerne Arbeiter_innen auf
der ganzen Welt aus, vereinnahmen Böden mit Monokulturen und zerstören
so nachhaltig ganze Ökosysteme. Stellvertreter_Innenkriege, die
Finanzierung antidemokratischer Kräfte und die Flut an Waffenexporten
tun Ihr Übriges zur Zerstörung der Lebensgrundlage von Millionen von
Menschen bei. Menschen, die so zur Flucht genötigt werden, können in den
seltensten Fällen auf Asyl in reichen imperialistischen Staaten hoffen,
da diese sich mehr und mehr mit Hilfe von Zäunen, von Grenzen,
Kontrollen und letztlich Waffengewalt gegen Einwanderung abschotten.
Wir haben begriffen, dass der Klimawandel globale Auswirkungen hat, dass
Lösungen nur global gefunden werden können. Dabei hilft es sich nicht in
nationalistischer Manier nur auf die Politik im eigenen Land zu
fokussieren und so das Große ganze aus dem Blick zu verlieren. Die
Arbeiter_Innen kennen kein Vaterland, nieder mit jedem Nationalismus.
Klimagerechtigkeit jetzt! System Change not Climate Change!



Österreich:  Massenkundgebung
gegen  Strache  und  die
Regierung!
Bericht von REVOLUTION Austria

Heute waren tausende Menschen – die Polizei spricht von 5.000, wir können
daher von deutlich mehr ausgehen – gegen (Ex-)FPÖ-Chef H. C. Strache und
die schwarz-blaue Regierung auf der Straße. Die Stimmung war gleichzeitig
kämpferisch und euphorisch, da der verhasste Strache endlich zum Rücktritt
gezwungen  wurde.  REVOLUTION  und  Arbeiter*innenstandpunkt  nahmen
zusammen an der Kundgebung teil, wir rufen zu einer Massenbewegung zum
Sturz der Regierung und gegen die Politik für die sie steht auf.

Der Hintergrund für den Protest ist ein jetzt aufgetauchtes Video aus dem
Sommer 2017. In diesem Video sprechen Strache und (Ex-)FPÖ-Klubobmann
Johann  Gudenus  mit  einer  vermeintlichen  russischen  Oligarchin  über
profitable Kooperationen mit der FPÖ. Der Ursprung des Videos ist bisher
nicht geklärt, aber die FPÖ streitet die Echtheit des Videos nicht ab. In dem
Video spricht Strache offen darüber, wie man Großspenden an den Behörden
vorbei  über  einen  Verein  leiten  könnte  und,  dass  dies  auch  jetzt  schon
passiert (genannt werden unter anderem der Waffenproduzent Gaston Glock,
die  Mil l iardärInnen  Heidi  Horten  und  René  Benko  oder  der
Glückspielkonzern Novomatic). Das zeigt klar, die Verbindungen der FPÖ zu
den Reichsten und Mächtigsten Österreichs. Die FPÖ ist eben keine Partei
der kleinen Leute, sondern ein zentraler Verbündeter der österreichischen
KapitalistInnen.

Das zweite pikante Detail ist, dass Strache mit der vermeintlichen Millionärin
bespricht, die KRONE (die auflagenstärkste Zeitung Österreichs) zu kaufen,
dort unliebsame JournalistInnen hinauszuschmeißen und FPÖ-FreundInnen
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zu installieren. Er wünscht sich eine parteitreue Presselandschaft wie sie
Orban in Ungarn, Erdogan in der Türkei oder Putin in Russland haben. Er
schlägt  ihr  auch  vor,  im  Gegenzug  zu  der  politischen  und  finanziellen
Unterstützung  Staatsaufträge,  die  aktuell  an  die  STRABAG  gehen,
zuzuschanzen.

Die Kundgebung selbst, die vor allem von spontanen Emotionen zuerst der
Verärgerung  und  später  (nach  dem  Bekanntwerden  des  Rücktritts  von
Strache)  von  Freude  geprägt  war  kann  aber  nur  der  Anfang  sein.  Zum
aktuellen  Zeitpunkt  ist  noch  nicht  klar,  ob  die  Kurz-ÖVP  die
Regierungskoalition mit der FPÖ aufkündigen wird, oder sie mit geänderter
Besetzung fortsetzen wird.

Diese Kundgebung muss der Auftakt einer Bewegung gegen die gesamte
schwarz-blaue Regierung sein.  Weder Neuwahlen noch die  Rückkehr zur
großen  Koalition  bedeuten  einen  Bruch  mit  der  rassistischen,
frauenhassenden  und  arbeiterInnenfeindlichen  Politik  von  Schwarz-Blau.
Ganz im Gegenteil: FPÖ und ÖVP haben noch viel vor, dass an die korrupten
Versprechungen von Strache anknüpft. Die Steuerreform zur Entlastung der
Reichsten,  Sozial-  und  Gesundheitsabbau,  und  die  Angriffe  auf
Gewerkschaftsbewegung und Arbeiterkammer sind mehrmals angekündigt
worden, aber noch nicht durchs Parlament gegangen. Diese Projekte werden
die  Parteien,  auch  unter  anderer  Führung  oder  nach  Neuwahlen
weiterverfolgen.

Aber wir können die Krise der FPÖ in eine Krise der Regierung und eine
Krise  der  Regierungspolitik  verwandeln.  Eine  Massenbewegung  auf  der
Straße, an Arbeitsplätzen, Schulen und Unis kann nicht nur die Koalition
unter  Druck  setzen,  sondern  das  System,  dass  sie  verteidigen  und
verschärfen.  Die  zu  Recht  wütenden  ArbeiterInnen,  Jugendlichen  und
Arbeitslosen können ihre Wut auf die Korruption gegen das System richten
aus dem sie entstanden ist. Es ist die Aufgabe von RevolutionärInnen und
Linken,  jetzt  eine  Strategie  zu  entwickeln,  die  das  möglich  macht.  Wir
bleiben dran.



Fulda:  Rede  bei  Jugend  gegen
Rassismus
Liebe Aktivistinnen und Aktivisten,
ich bin Ole von der unabhängigen Jugendorganisation REVOLUTION.

Der heutige Tag ist ein Erfolg für alle Antirassistinnen und Antirassisten, da
es  der  erste  Schritt  ist,  der  rechte  Massenbewegung  eine  klare,
antikapitalistische Perspektive entgegenzusetzen. Ich möchte hier nicht noch
einmal über das schockierende Ausmaß der rechte Welle eingehen, die über
weite Teile des Kontinentes hereingebrochen ist und weswegen wir uns hier
versammelt haben. Ich möchte den Fokus auf die Ursache und die Funktion
des Rassismus in der kapitalistischen Gesellschaft richten.

In  der  Ideologie  der  Rechten  werden  Feindbilder  geschaffen,  denen  die
Probleme angelastet werden können. So sieht ihre jämmerliche Analyse den
Islam  und  die  Zuwanderung  als  Hauptprobleme  der  Gesellschaft.  Die
Menschen, die den Rechten Führer_Innen folgen, scheint es einfacher gegen
Schwächere zu Felde zu ziehen, als gegen die Chefs,  den Staat und das
gesamte Wirtschaftssystem. Da es keine linke Alternative gibt, schließen sich
trauriger Weise auch viele Arbeiter_Innen dieser Politik  an.  Die Grenzen
werden  so  zwischen  den  Geschlechtern,  den  Völkern,  der  sexuellen
Orientierung oder der Religion gezogen. Alle rechten Gruppen lenken damit
von den realen Problemen unserer Gesellschaft und deren Ursachen ab, von
denen es unzählige gibt, wie wir alle wissen.

Denn klar ist, dass vor allem in Zeiten der jetzigen, historischen Krise viele
Menschen  unter  sozialer  und  materieller  Verwerfung  leiden  oder  Angst
haben  dorthin  abzurutschen.  Erzeugt  wird  dieses  Leid  durch  das
kapitalistische System: Die Kapitalistenklasse (also die Besitzer von Fabriken
und Firmen) beutet die Lohnabhängigen aus, indem ein niedrigerer Lohn
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gezahlt wird, als ihre Arbeit wert ist. Diese Ausbeutung findet, in mehr oder
weniger  verschärfter  Form,  in  allen  Ländern  der  Erde  statt.  Auch
Deutschland  ist  da,  gerade  mit  seinem  gewaltigen  Niedriglohnsektor
(Stichwort  Minijobs  und  Harz  IV),  keine  Ausnahme.  Wirtschaftliche
Erpressung, Ausbeutung und Krieg sind gängige Mittel auch der deutschen
Außenpolitik und führen zum Beispiel dazu, dass Menschen überhaupt erst
fliehen müssen.

Die Anhänger der rechten Bewegung begreifen nicht, dass es auch innerhalb
ihres  Landes  eine  Ausbeutung der  Lohnabhängigen gibt  und,  dass  diese
gerade durch ihre nationale Kapitalistenklasse betrieben wird. Die Spaltung
der Gesellschaft in wirtschaftliche Klassen wird systematisch verschleiert,
die Solidarität innerhalb der Arbeiter_Innenklasse untergraben. Stattdessen
wird ein nationaler oder rassischer Zusammenhalt konstruiert.

Die Besitzenden haben also ein direktes Interesse an der Spaltungspolitik der
Rechten.  Internationale  Solidarität  der  Lohnabhängigen ist  dagegen eine
reelle Gefahr für sie. Die etablierte Politik verwaltet den Imperialismus der
Banken und Konzerne und handelt damit direkt in deren Interesse. Deshalb
gehen alle bürgerlichen Parteien weiter nach rechts, was beispielsweise die
laufende Verschärfung der Asylgesetze beweist. Sie und die großen Medien
hetzen gegen wirtschaftlich Benachteiligte, Flüchtlinge, den Islam oder Linke
und geben so den Rassist_Innen eine Steilvorlage für ihre Ansichten.

Um zu klar zu stellen, auf welcher Seite des Klassenkampfes die Rechten
stehen, sollte man sich das arbeiter_Innenfeindliche Wahlprogramm der AfD
angucken: Reichensteuern und Arbeitslosengeld sollen stark gesenkt werden,
Umweltschutz schränkt für sie nur die Profite der Wirtschaft ein. Frauen
sollen an den Herd zurück, staatliche Kitas gleich ganz abgeschafft werden.
Außerdem will  sie  Erbschaftssteuern  und  Gewerbesteuern  streichen  und
Eingriffe  des  Staates  in  die  Wirtschaft  minimieren.  Alles  in  allem  ein
durchweg neoliberales Programm.

Wir müssen aufzeigen, dass das jetzige bürgerliche System für Ausbeutung,
Krieg und Rassismus verantwortlich ist.  Unser Ziel  ist  eine bundesweite,
sozialistische  Massenbewegung aus  Arbeiter_Innen und Jugendlichen,  die



dem Kapitalismus offen den Kampf ansagt! Mit „Jugend gegen Rassismus“
wollen wir in Deutschland endlich den Startschuss für eine solche Bewegung
geben.  Wir  wollen  eine  revolutionäre  Perspektive  aufzeigen,  gegen  die
Diskriminierung der  Rechten und die  Ausbeutung im Kapitalismus.  Dazu
müssen wir  antirassistische  Selbstverteidigung aufbauen und uns  in  den
Schulen, der Uni und den Betrieben selbst organisieren. Mit Kundgebungen,
Demos  und  Streiks,  wie  sie  momentan  im  gesamten  Bundesgebiet
stattfinden, können wir unsere Ideen in die Öffentlichkeit tragen und Druck
ausüben.  Wenn unsre Bewegung stark genug ist  werden wir  gemeinsam
durch  die  revolutionäre  Umgestaltung  des  Systems  eine  neue,  alle
Untersetzungsverhältnisse  abschaffende,  Gesellschaft  errichten.

Dresden 2012: NO PASARAN!
Am mittlerweile 67. Jahrestag der Bombardierung Dresdens im 2. Weltkrieg
sehen Faschist_innen aus aller Herren Länder erneut einen Anlass, sowohl
Geschichtsrevisionismus zu betreiben, als auch alle anderen Facetten ihres
Gedankenguts auf die Straße zu tragen. Vor allem wollen sie jedoch wieder
Platz nehmen in der Gesellschaft – wollen sich Akzeptanz verschaffen für ihre
Ansichten und den Eindruck erwecken, sie würden ja lediglich eine andere
Meinung repräsentieren.

Dass die Meinung von Nazis aber unter keinen Umständen zu akzeptieren,
sondern immer und überall  zu bekämpfen ist,  hat die Geschichte gelehrt
–sollte  man jedenfalls  meinen.  Augenscheinlich scheint  jedoch genau das
Gegenteil der Fall zu sein: Über Jahre hinweg wurden zahlreiche Morde an
Migrant_innen  als  rassistische  Gewalt  verleugnet  und  einen  politischen
Hintergrund schloss man von vornherein aus. Nicht gerade verwunderlich:
Bestand  doch  für  den  Staat  die  Gefahr,  in  der  Öffentlichkeit  damit
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konfrontiert  zu  werden,  mit  seinen  Agenten  und  Spitzeln  selbst  in  der
Organisation und Finanzierung des rechten Sumpfes verstrickt zu sein.

Der kapitalistische Staat hält sich die Faschisten wie ein Ass im Ärmel, um in
Zeiten von Krisen auf sie zurückgreifen zu können. Vielleicht kann er sich ja
ihrer eines Tages noch mal bedienen um die organisierte Arbeiterbewegung,
die Gewerkschaften und Parteien zu zerschlagen …

Der Staat als Antifa?

Dass die Regierung kein Interesse an der Zerschlagung der Nazistrukturen
hat, zeigte sich auch in der direkten Aktion am Beispiel Dresden, wo massive
Polizeigewalt  gegen  jene  ausging,  die  verhindern  wollten,  dass  die
Faschist_innen  in  Deutschland  wieder  ungehindert  marschieren.

Deshalb können wir uns im Kampf gegen Nazis auch nicht auf den Staat
verlassen,  sondern  müssen  uns  in  antifaschistischen  Bündnissen  selbst
organisieren.  Der  bürgerliche  Staat  hatte  keinerlei  Interesse  daran,
gemeinsam mit der großen Masse an Demonstrant_innen, die Nazis an ihrem
Aufmarsch zu hindern. Im Gegenteil: Er setzt alles daran, ihnen den Weg
freizumachen, auch mit Gewalt! Doch wir waren zu viele, zu entschlossen
und zu  gut  organisiert  –  durch militante  Massenaktionen gelang es  den
Aufmarsch platzen zu  lassen und die  Nazis  stundenlang am Bahnhof  zu
kesseln.

Auch die Lichterkette,  zu der die  Bürgermeisterin der Stadt  letztes Jahr
aufgerufen  hatte,  trug  wohl  keineswegs  zu  dem Erfolg  bei.  Weitab  der
Laufroute  platzierte  man  sich  zu  einem  stillen  Protest.  Diese  Art  von
„Widerstand“ zeigt exemplarisch, was bürgerliche „Antifaschist_innen“ und
sogenannte  „Anständige“  dem  braunen  Pack  entgegenzusetzen  haben:
Nämlich  nichts.

Die  sogenannte  „Extremismus-Theorie“,  die  ebenfalls  aus  diesen  Kreisen
kommt, tut ihr Übriges dazu. Einzig die Diskreditierung antifaschistischen
Protestes und der direkten Aktionen gegen Nazis ist dabei ihr Ziel. Linke
sollen mit Rechten „wissenschaftlich“ begründet gleichgesetzt werden und
daher wundert es auch nicht, dass in Zeiten, in denen sich Politiker aller
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Couleur mal wieder überlegen, wie sie die NPD verbieten können, aus der
CSU Stimmen laut werden, die ein Verbot der Partei DIE LINKE fordern.

Dresden: Gegen Geschichtsrevisionismus!

Dass  die  Nazis  mit  ihrem  üblichen  Propagandamüll  versuchen,  die
Bombardierung Dresdens durch die Alliierten als Holocaust darzustellen, ist
eine  Sache.  Die  andere  Seite  des  propagandistischen  Unfugs  bilden  die
sogenannten  Antideutschen,  die  sich  fälschlicherweise  als  Antifas
bezeichnen. Für sie sind die Deutschen per se ein sogenanntes Tätervolk und
daher feiern sie den Bombenkrieg der Alliierten als große antifaschistische
Aktion.

Das  isttotaler  Nonsens,  denn  imperialistischer  Bombenterror  gegen
Zivilbevölkerung –  ob in  Dresden,  in  Bagdad oder  in  Teheran –  hat  mit
Antifaschismus  nichts  zu  tun  und  rassistische  Ideologien,  wie  die  des
Tätervolks,  haben  in  linken  und  kommunistischen  Strukturen  nichts  zu
suchen.

Einheit in der Aktion!

Um den Faschisten auch dieses Jahr wieder das Leben zur Hölle zu machen,
brauchen  wir  die  antifaschistische  Einheitsfront,  in  der  sich  alle
Antifaschist_innen,  Migrant_innen,  Kommunist_innen,  DGB-
Gewerkschafter_innen und Sozialdemokrat_innen aus SPD und Linkspartei
organisieren, denn sie sind und waren immer Opfer des Faschismus. Sie sind
diejenigen, die keine Hilfe vom bürgerlichen Staat erwarten können, also
müssen  sie  begreifen,  dass  es  auf  die  Einheit  in  der  Aktion  gegen  den
Faschismus ankommt. Wir rufen dazu auf,  auch dieses Jahr wieder nach
Dresden zu fahren, Faschist_innen zu blockieren und sie als große Masse
militant zu bekämpfen!

Who’s streets? Our streets! SMASH FASCISM!

Naziaufmärsche  blockieren,  vertreibt  die  Faschist_innen  mit
militanten Massenaktionen von der Straße!
Gegen Faschist_innen können wir uns nicht auf die Polizei verlassen.



Für das Recht auf Schaffung von Selbstverteidigungsstrukturen der
Arbeiter_innen,  Jugendlichen,  Migrant_innen  und  der  ansässigen
Bevölkerung!
Kämpfen wir gemeinsam gegen Rassismus, Homophobie, Sexismus,
Nationalismus  und  Faschismus!  Gleiche  Bürgerrechte  für  alle,
unabhängig  von  ethnischer  Herkunft,  Nationalität  oder  Religion!
Für eine multiethnische, internationale Bewegung der Arbeiter_innen
und  Unterdrückten  gegen  den  globalen  Kapitalismus  –  für  den
A u f b a u  e i n e r  r e v o l u t i o n ä r e n  I n t e r n a t i o n a l e  d e r
Arbeiter_innenbewegung  und  der  Jugend!

Gemeinsam auf nach Dresden – Kein Fußbreit den Faschisten!

Heraus  zur  Luxemburg-
Liebknecht-Demonstration!
Am zweiten Sonntag im Januar findet wie jedes Jahr eine Demonstration zum
Gedenken  an  Rosa  Luxemburg  und  Karl  Liebknecht  statt.  Die  beiden
Revolutionäre  wurden  1919  kaltblütig  von  faschistischen  Freikorps
erschossen. Das Gedenken findet bereits seit 93 Jahren statt, nachdem 1919
die Opfer der Niederschlagung des Spartakusaufstandes auf dem Friedhof
der Sozialisten beigesetzt wurden.

 Der  Kampf  für  den  Sozialismus  beginnt  beim  Kampf  um  eine
revolutionäre Partei!

Doch auch dieses Jahr geht es nicht nur darum, den beiden historischen
Persönlichkeiten zu Gedenken. Es geht um ein politisches Erbe, das es

zu verwirklichen gilt!  Luxemburg und sechs andere SPD-Linke gründeten

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/01/Antifa-Blockade.jpg
https://onesolutionrevolution.de/heraus-zur-luxemburg-liebknecht-demonstration/
https://onesolutionrevolution.de/heraus-zur-luxemburg-liebknecht-demonstration/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/01/rosaundkarl.png


1914  die  „Gruppe  Internationale“  und  den  sich  daraus  entwickelnden
Spartakusbund, der konsequent gegen den ersten Weltkrieg und für eine
revolutionäre Partei eintrat. Dass der Aufbau einer revolutionären Partei mit
den  Sozialdemokraten  nicht  möglich  war,  mussten  beide  schmerzhaft
erleben.  So  wurde  Liebknecht  erst  zur  Front  geschickt  und  ab  1916
inhaftiert, nachdem er die reformistische Kriegspolitik der SPD nicht weiter
tragen wollte. Zum Jahreswechsel 1918/1919, kurz vor ihrem Tod, gehörten
beide zu den Gründer_innen der Kommunistischen Partei Deutschlands, die
später dem Stalinismus und kurz darauf – endgültig – dem Faschismus zum
Opfer fallen sollte.

W e n n  d u  e i n e  m i l i t a n t e
revolutionäre Organisation suchst.
Tritt  auch  du  der  REVOLUTION
bei -  Kämpfe gemeinsam mit uns
für  die  Ideen  Liebknechts ,
Luxemburgs  und  Lenins!

Während  Deutschland  erneut  zum  imperialistischen  Herz  Europas  wird,
werden Sparpläne und soziale Angriffe im Inland durchführt und im Ausland
diktiert.  Deutschland  führt  wieder  Kriege,  sei  es  im  Kosovo  oder  in
Afghanistan – mit der Unterstützung von Parteien wie der SPD. Momentan
gibt es keine Kraft, die den Banken und Konzernen, die Militär und Staat,
den offen bürgerlichen wie reformistischen Parteien die Stirn bietet, um für
die Interessen der Jugendlichen und der Arbeiter_innen einzutreten. Es ist
die größte Aufgabe der deutschen Linken eine solche – eine revolutionäre –
Partei aufzubauen.

Auch am 15.1.2012 heißt es nun wieder: auf die Straße im Gedenken an die
blutige Niederschlagung des Spartakusaufstandes. Die Faschisten sind auch
heute noch immer eine Gefahr, wie der NSU oder die Brandanschläge auf
linke und migrantische Häuser 2011 zeigten. Wehren wir uns gegen diese
Gewalt! Gehen wir gemeinsam auf die Straße und gedenken wir den Opfern
des Faschismus, des bürgerlichen Staates und kämpfen wir gemeinsam für
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eine internationale

revolutionäre Partei und eine revolutionäre Jugendinternationale!

Aufruf  von  REVOLUTION-Berlin  zur  Luxemburg-Liebknecht
Demonstration  |  15.01.1012  |  10  Uhr  |  Frankfurter  Tor

Wenn ihr  mehr  über  Rosa Luxemburgs  und Karl  Liebknechts  politisches
Wirken wissen wollt, dann schaut auf unserer Website vorbei. Dort gibt es
viele Artikel zur Geschichte und Politik der Arbeiterbewegung. Ihr findet dort
zum  Beispiel  unter  „Damals  wie  heute:  der  Kampf  von  Luxemburg,
Liebknecht  und  Lenin  gegen  den  Reformismus“.

Freiburg  gegen  Faschismus  –
den Aufmarsch in Emmendingen
verhindern

++++++++++++++++++++UPDATE++++++++++++++++++++++

Die  Nazis  haben  Ihren  Aufmarsch  in  Offenburg  nun  abgesagt  und
mobilisieren stattdessen nach Emmendingen. Natürlich werden wir dort sein!

++++++++++++++++++++UPDATE++++++++++++++++++++++

Für den 22. Oktober 2011 rufen Nazis zu einer Demonstration in Offenburg
unter dem Motto „Nur regional ist national – ohne Bauernstand stirbt unser
Vaterland“ auf. Wir rufen dazu auf sich den Faschisten entschlossen und
militant entgegenzustellen!
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Dabei weisen sie in ihrem Aufruf selbst daraufhin, dass es ihnen weniger um
die Situation der Bauern in der Region geht, sondern vielmehr darum, am Jah-
restag der Deportation der badischen Juden nach Gurs, eben diese zu verhöh-
nen. Nachdem ein geplanter Aufmarsch der Faschisten am 23.​10.​2010 erfolg-
reich verhindert werden konnte, wollen die Nazis dieses Jahr erneut versu-
chen ihr braunes Gedankengut auf der Straße zu verbreiten. In letzter Zeit
häufen sich rechte Aktivitäten in Offenburg. So griffen die Nazis schon mehr-
mals den selbstverwalteten Jugendraum Kessel an, oder bedrohten dessen Be-
sucher. Es wurden vermehrt Nazi-​Aufkleber entdeckt und immer wieder wur-
den Jugendliche von Nazis in der Stadt angepöbelt und attackiert. Wir dürfen
nicht zulassen, dass die Nazis in Offenburg weiter Fuß fassen. Auf der Inter-
netseite, auf der die Nazis für ihre Demonstration am 22.​10 mobiliseren, kün-
digten sie jüngst – in klarer Anspielung an die Massenvernichtungslager der
Nazis-​, aktiven AntifaschistInnen ein Ende im Ofen an.

Um vor dem 22.​10.​2011 bereits ein inhaltlich klares Zeichen gegen Nazis zu
setzen und antifaschistische Strukturen zu stärken, ruft das „Antifaschisti-
sche Bündnis Ortenau“, ein Zusammenschluss verschiedener Antifagruppen
aus der Region für den 08.​10.​2011 zu einem antifaschistischen Aktionstag
auf. Mittags wird es eine Demonstration geben, anschließend ein Straßenfest
vor dem selbstverwalteten Jugendraum „Kessel“ und am Abend ein Konzert
im „Kessel“. In Freiburg haben Nazis nach wie vor einen eher schlechten
Stand, was sicherlich auch damit zusammenhängt das es in Freiburg eine re-
lativ große antifaschistische und linke Szene gibt und ein gesellschaftliches
Klima, welches sich gegen Nazis richet. Doch während Nazis es hier nach wie
vor nicht schaffen nennenswert Fuß zu fassen, gelingt es ihnen im Umland
immer wieder sich zu verankern. Nazistrukturen, wie jetzt in Offenburg wach-
sen und werden immer gefährlicher. Da Nazis mit ihren Demonstrationen be-
stimmte Ziele verfolgen wie Gewöhnung der Öffentlichkeit an ihre Propagan-
da, Einschüchterung potenzieller Feinde, aber auch nach „innen“ gerichtete
Ziele  wie  Stärkung  des  Zusammgehörigkeitsgefühl,  Herausbildung  neuer
Kader etc.- ist es wichtig nicht nur fern ab vom Geschehen Protestveranstal-
tungen abzuhalten. Um den Nazis am 22.​10 eine Niederlage zu bescheren
und ihnen so in ihrem Bemühen des Aufbaues neuer Strukturen wirksam und
nachhaltig zu schaden, ist es notwendig den Aufmarsch wenn möglich kom-



plett zu verhindern. Hier haben sich zum Beispiel organisierte Massenblocka-
den, wie jüngst in Dresden im Februar 2011, als ein effektives Mittel erwie-
sen. Wir rufen daher dazu auf, sich aus Freiburg am Aktionstag am 08.​10.
2011 zu beteiligen und massenhaft am 22.​10.​2011 den Naziaufmarsch in Of-
fenburg zu verhindern.

Unterstützerliste (alphabetisch):

Aktion Bleiberecht Freiburg, Antifaschistische Linke Freiburg, DGB-​Kreisver-
band Freiburg, Die Linke Freiburg, DKP Freiburg, Falken Freiburg, FAU Frei-
burg, Fraktion Unabhängige Listen Freiburg, Linksjugend [’solid] BaWü, Re-
bell Freiburg, REVOLUTION Freiburg, Soziokultur Schopfheim e.V. Café
Irrlicht,  Unabhängige Frauen Freiburg, USTA PH Freiburg, ver.​di  Jugend
Südbaden, ver.​di Kreisverband Freiburg, VVN-​BdA Kreis Freiburg


